
Ohrfeigen
für Lindner

Q Für Finanzminister Christian Lindner kommt es an diesem
Mittwoch knüppeldick. Der Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung legt sein Jahres-
gutachten vor, und nach allem,wasman hört, ist dieses gespickt
mit Ohrfeigen für den liberalen Finanzminister. Das Sonderver-
mögen zur Finanzierung derGaspreis- und Strompreisbremse?
Intransparent! Entlastungsinstrumentewie der Tankrabatt?We-
nig zielgenau! Lindners Steuersenkungspläne zur Abmilderung
der kalten Progression?Verfrüht! DieWeigerung der Liberalen,
Besserverdiener zur Finanzierung der gewaltigenKosten der
Energiekrise heranzuziehen?Unsolidarisch!

Fast hat es denAnschein, als legte daswichtigstewirtschafts-
politische Beratergremiumder Bundesregierungmit seinem
Gutachten eineGeneralabrechnungmit demersten Jahr libera-
ler Finanzpolitik seit Rolf Dahlgrün vor. So hieß der letzte Fi-
nanzminister der FDP, der vor 60 Jahren dasAmt als oberster
Kassenwart derNation übernommen hatte.

Lindnerwill seine FDP eigentlich als Hort derwirtschaftli-
chenVernunft innerhalb der Bundesregierung inszenieren. In-
sofern dürften ihn dieVorhaltungen jenesGremiums, das den
ökonomischen Sachverstand schon imTitel trägt, besonders
schmerzen. Zumal dieWirtschaftsweisen eine Kritik aufneh-
men, die auch in FDP-nahenMilieusweit verbreitet ist.

KaumeinMittelständler oder Freiberufler versteht noch, wa-
rumder FDP-Chef sich in denKopf gesetzt hat, den Bundes-
haushalt ausgerechnet in einer Zeit zu sanieren, in der die Re-
publikmit der größtenwirtschaftspolitischen und geostrategi-
schenHerausforderung ihrerGeschichte konfrontiert ist. Selbst
der Arbeitgeberpräsident, politisch alles andere als ein Jungso-
zialist, sah sich gezwungen, öffentlich zu erklären, dass Austeri-
tät in der aktuellen Lagewomöglich nicht das dringlichste aller
Probleme sei. Eswar eben auch jenes haushaltspolitischeMant-
ra Lindners, das dieAmpel in ihre erste großeKrise gestürzt hat.
Die vonAnfang an verkorksteGaspreisbremsewar nicht zuletzt
ein Ergebnis des Bemühens des Finanzministers, seinenHaus-
halt nicht überGebühr zu belasten. AmEnde tut Lindner das
nun doch, nur dass die neuen Schulden bei ihm „Sondervermö-
gen“ heißen.

Wirtschaftsminister Robert Habeck hingegen hat seinenGrü-
nen eineMenge zugemutet. Allerdings ist Habeck auf halber
Strecke stehen geblieben: Die befristete Laufzeitverlängerung
für alle drei Atomkraftwerkewollte er seinen Parteifreundinnen
und -freunden nicht auferlegen, dafür bedurfte es einesMacht-
wortes des Bundeskanzlers. Habeck hat dafür bezahlt, seine Be-
liebtheitswerte gingen zuletzt nach unten. Und auch ihm stellen
dieWirtschaftsweisen in der Atomfrage ein schlechtes Zeugnis
aus.Womöglich ist die Kritik amRivalen für Lindner ein kleiner
Trost. Rettenwird sie ihn nicht.

„Es beschämt mich, was viele
der Betroffenen erleben“

die Beauftragte für die sed-opfer fordert ein vereinfachtes
Verfahren zur anerkennung der haftschäden

Frau Zupke, auch 33 Jahre nach
dem Fall der Mauer kämpfen
viele Menschen, die in der DDR
aus politischen Gründen in Haft
saßen, um Anerkennung und
Entschädigung. Wie nehmen
Sie das wahr?
Es beschämt mich zutiefst,
wenn ich sehe, was viele der
Betroffenen erleben müssen.
Beispielsweise ist es in Sach-
sen-Anhalt in den letzten
sechs Jahren nur einem einzi-
gen Betroffenen gelungen,
seine Gesundheitsschäden
anerkennen zu lassen.
Gleichzeitig zermürben die
mehrjährigen Verfahren die
Betroffenen. Das muss sich
ändern.

Worauf führen Sie die aktuelle
Lage zurück?
Neben den zu hohen Hürden
imNachweis der Kausalität ist
einwichtiger Aspekt, dass im-
mer wieder in den Verfahren
Akten aus der DDR, wie bei-
spielsweise Haftakten oder
die Akten der Jugendhilfe,
zur Begutachtung von Betrof-
fenen und zur Entscheidung
über ihre Entschädigungsan-
träge herangezogen werden.
Doch eine kritischeAuseinan-
dersetzung mit der Herkunft
der Unterlagen und den Um-
ständen ihres Zustandekom-
mens findet nicht statt. Dabei
sollte sich kein Amt in einer
Demokratie in seinen Ent-
scheidungen maßgeblich auf
das stützen, was die Ärzte in
den Gefängnissen einer Dik-
tatur in dieAktengeschrieben
haben.

Was schlagen Sie vor, damit
sich die Situation für die Betrof-
fenen verbessert?
Ich werbe für eine grundsätz-
liche Vereinfachung des Ver-
fahrens. Ich habe dem Bun-
destag hierfür einen konkre-
ten Vorschlag vorgelegt, der
angelehnt ist an die Regelun-
gen, die schon jetzt für die in
den Auslandseinsätzen kör-

wenn der Chef seinen Leuten
nicht grünes Licht gibt, dann
machen die ihren Stiefel wei-
ter.“

WenigWissen imWesten

Die Misere prägt Kerstin Sei-
ferts Leben. Sie erfährt „immer
wieder Ohnmacht und das Ge-
fühl, nicht richtig zu sein“ – so
wie in der DDR. Generell gebe
es im Westen der Republik
kaum Wissen darüber, wie die
Haftbedingungen für politische
Häftlinge in der DDR gewesen
seien: die Isolation, die Verhöre
bei Tag und Nacht, die Bespit-
zelung untereinander durch
„Zelleninformanten“, die per-
manente Ungewissheit.

„Wenn man davon noch nie
gehört hat und davon ausgeht,
dass politische Haft in der DDR
vergleichbar war mit dem mo-
dernen Strafvollzug von heute,
dann versteht man möglicher-
weise auchdasLeidvonunsBe-
troffenennicht“, sagt sie.Ande-
rerseits: Zurückgehen in den
Osten – das kann Seifert nicht.
Zu viele Erinnerungen.

Und schließlich sind da ihre
Söhne, 15 und17, denen siewe-
gen langer Arbeitslosigkeitma-
teriell wenig bieten kann. Die
Mutter schläft imWohnzimmer,
damit jeder der Söhne ein eige-
nes Zimmer haben kann. Doch
als siemal zu einem ihrer Söhne
sagt: „Ich stehe hinter dir“, da
erwidert er: „Du warst doch
meistens gar nicht da.“

Auch das ist Teil dieses
deutsch-deutschen Schicksals.
Seifert kommt nur noch mit
Schlafmitteln durch die Nacht
und in der Arbeitswelt gar nicht
mehr zurecht. „Ich werde im-
mernochdafürbestraft,dass ich
mich in der DDR gewehrt ha-
be.“ Immerhin, fügt sie hinzu,
habe Evelyn Zupke zugehört,
die Opferbeauftragte des Bun-
destages. Und weil es in Nord-
rhein-Westfalen keine Anlauf-
stelle für DDR-Opfer gibt, wird
sie heute von der Aufarbei-
tungsbeauftragten in Sachsen-
Anhalt betreut.

Ohnehin sei sie unter den
Verfolgten ja eine der Jüngsten
gewesen, sagt Kerstin Seifert.
Andere lebten gar nicht mehr.
„Geschichten wie meine müs-
senerzähltwerden“, findet sie –
damit die Geschichte als Gan-
zes nicht in Vergessenheit ge-
rät.

Ich werde
immer noch
dafür bestraft,
dass ich mich in
der DDR gewehrt
habe.
Kerstin Seifert, politische
gefangene in der ddr

Die
Zustimmung zur
Anerkennung
einer
Gesundheits-
störung erfolgt
nie.
Dieter Dombrowski,
Vorsitzender des
opferverbandes uokg

perlich und psychisch geschä-
digten Soldaten gelten.

Was bedeutet das konkret?
Im Mittelpunkt meines Vor-
schlags stehen ein Katalog an
ErkrankungenundeineÜber-
sicht an möglichen schädi-
genden Ereignissen. Wenn
das diagnostizierte Krank-
heitsbild den benannten Kri-
terien entspricht und der Be-
troffene eines der aufgeführ-
ten und schädigenden Ereig-
nisse, wie beispielsweise poli-
tischeHaft, nachweisen kann,
sollten keine weiteren Begut-
achtungen oder sonstigen
Hürden mehr zu überwinden
sein. Ein solches Verfahren
wäre schneller und einfacher.
Und es wäre auch gerechter.

Wie steht es mit der Umsetzung
Ihres Vorschlags?
Ich habe gegenüber demBun-

destag zweimal auf die Not-
wendigkeit von Veränderun-
gen hingewiesen undmich er-
folgreich dafür eingesetzt,
dass das Thema in den Koali-
tionsvertrag aufgenommen
wurde. In meinem Jahresbe-
richt habe ich dem Parlament
einen konkreten Vorschlag
vorgelegt – sowie ich ihn eben
beschrieben habe. Um dafür
zu werben, war ich wiederum
im Rechtsausschuss, im Peti-
tionsausschuss, im Men-
schenrechtsausschuss, imGe-
sundheitsausschuss, im Aus-
schuss für Familie, Frauen,
Jugend und Senioren und –
mit Blick auf die Dopingop-
fer – im Sportausschuss des
Bundestages. Schließlich ha-
be ich den Änderungsbedarf
auch dem federführenden
Bundesjustizministerium
gegenüber aufgezeigt – und
führe im Hintergrund eine
Vielzahl an Gesprächen mit
Abgeordneten, um für eine
klare Position der Koalitions-
fraktionen zu werben.

Glauben Sie, dass Ihr Einsatz
noch Früchte trägt?
Ich hoffe es. Es wäre im Inte-
resse der Betroffenen.

Interview: Markus Decker

Ortstermin: Opferbeauftragte Evelyn Zupke, einst DDR-Bürgerrecht-
lerin, in der Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen.
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Kein Amt in einer
Demokratie sollte sich
maßgeblich auf das
stützen, was die Ärzte in
den Gefängnissen einer
Diktatur in die Akten
geschrieben haben.

denen sie sich auf die KSZE-
Schlussakte von Helsinki be-
ruft, die den Bürgern aller
Unterzeichnerstaaten Men-
schenrechte garantiert. Eigent-
lich.

Damit geht die Verfolgung
jedocherst richtig los. 1985wird
Seifert frühmorgens von der
Stasi verhaftet, „zur Klärung
eines Sachverhalts“, sitzt vier
Monate in Untersuchungshaft
inRostockund sechsMonate im
Frauengefängnis Hohenleuben
bei Gera. Dort muss sie in einer
Näherei Zwangsarbeit leisten,
1000TaschentücheramTag.Sie
leidet unter Schlafentzug, Käl-
te, mangelnder Hygiene, be-
kommt Ohnmachtsanfälle und
Beruhigungsmittel. Sie fühlt
sich „wie der letzte Dreck be-
handelt“. ImMai 1986 kauft die
Bundesrepublik die Inhaftierte
frei.

Nur stellt Kerstin Seifert fest,
dass das Leiden damit kein En-
de hatte.

„Bei den Leuten im Westen
war wenig Interesse da“, sagt
sie. „Ich habe schnell gemerkt,
dassesbesser ist,wenn ichnicht
rede.“ Stattdessen versucht die
Rostockerin, die seit dem Jahr
2000 in Bonn lebt, beruflich und
gesellschaftlich Fuß zu fassen.
Sie macht eine weitere Ausbil-
dung als veterinärmedizinisch-
technische Assistentin, heira-
tet, bekommt zwei Kinder. Aber
Normalität kehrt nicht ein.

Seifert wird oft krank, ihre
erste Ehe geht kaputt, danach
diezweiteunddiedritte.„Jenä-
her mir jemand kam, desto
schwierigerwurde es“, sagt sie.
Suizidgedanken werden nor-
mal. 2009 holt sich Seifert erst-
mals Hilfe und geht in eine Kli-
nik, „um aus dem tiefen Tal der
Verzweiflung rauszukommen“.
Da wird ihr bewusst, dass das

Freigekauft von der
Bundesrepublik –
aber nie frei gewor-
den: der „Entlas-
sungsschein“ des
22-jährigen DDR-
Opfers Kerstin Sei-
fert. Die 58-Jährige
heute bei einem Be-
such an der Ostsee.

fotos: Markus decker

Leiden chronisch
ist – und aus der
DDR-Erfahrung
herrührt. Allein je-

ne, die das auch so hätten sehen
müssen, sehen es anders. Und
damit wird aus diesem Einzel-
fall ein typischer Fall.

Kerstin Seifert hat ihren Ge-
sundheitszustand als Konse-
quenz derHaft anerkennen las-
sen wollen. Aber ihr Antrag
wird nach Begutachtung durch
einen Sachverständigen vom
zuständigen Landschaftsver-
band Rheinland abgelehnt. Die
eingangs erwähnte Gutachte-
rin attestiert der Frau „eine Per-
sönlichkeitsstörung mit einem
übermäßigen Wunsch nach
Entschädigung“.

Nun läuft ein Verfahren vor
dem Sozialgericht Köln, mit
dem es wiederholt Konflikte
gab. So wurde Seiferts Vor-
schlag, einen Experten für ge-
sundheitliche Folgen vonpoliti-
scher Haft zu bestellen, ab-
schlägig beschieden. Das alles
frustriert sie.

Ihr Frust deckt sich mit dem
Frust derer, die die Interessen-
vertretung von Betroffenen sich
auf ihre Fahne geschrieben ha-
ben. Die Bundesbeauftragte für
die Opfer der SED-Diktatur,
Evelyn Zupke, hat dem Parla-
ment eine Regelung vorge-
schlagen, die sich am Umgang
mit Gesundheitsschäden bei im
Auslandseinsatz traumatisier-
ten Soldatinnen und Soldaten
der Bundeswehr orientiert. Wo
es Unterdrückung gab und
einen gesundheitlichen Scha-
den, soll die Unterdrückung als
Ursache angenommenwerden.

im Zweifel für das Opfer

Der Vorsitzende der Union der
Opferverbände Kommunisti-
scher Gewaltherrschaft
(UOKG), Dieter Dombrowski,
verweist auf das geltende Ge-
setz, in dem steht: „Zur An-
erkennung einer Gesundheits-
störung als Folge einer Schädi-
gung genügt die Wahrschein-
lichkeit des ursächlichen Zu-
sammenhanges. Wenn die
Wahrscheinlichkeitnurdeshalb
nicht gegeben ist, weil über die
Ursache des festgestellten Lei-
dens in der medizinischen Wis-
senschaft Ungewissheit be-
steht,kannmitZustimmungdes
Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales die Gesundheits-

störung als Folge einer Schädi-
gung anerkannt werden.“

Doch „die Zustimmung er-
folgt nie“, beklagt Dombrow-
ski. „AmEndescheiterndieAn-
tragsteller immer vor Gericht.
DennvorGericht zählenBewei-
se. Deshalb ist der Gesetzgeber
gefordert, da klarstellend tätig
zu werden.“

Dass ein Problem besteht,
beweisendieZahlen,dieZupke
und ihreMitarbeiter gesammelt
haben. Im Saarland, in Ham-
burg und in Bremen ist dem-
nach seit 2015 keinem einzigen
verfolgten DDR-Bürger eine
Anerkennungdurchdiezustän-
digen Versorgungsämter zuge-
sprochenworden.Bei denwest-
deutschen Ländern hatten Bay-
ern mit 27 Prozent und Baden-
Württemberg mit 16 Prozent
noch die besten Werte. Bei den
ostdeutschen Ländern ist Sach-
sen-Anhalt das Schlusslicht mit
nur einemBetroffenen, der zwi-
schen 2015 und 2021 eine Be-
schädigtenversorgung bewil-
ligt bekam – bei insgesamt
100 Anträgen. Dahinter liegen
Brandenburgmit 15 undMeck-
lenburg-Vorpommern mit
18 Prozent.

Und: Den wenigen Betroffe-
nen, die überhaupt Entschädi-
gungerhalten,wird inderRegel
einniedrigererGradanBeschä-
digungzugesprochen,alsbean-
tragt wurde. Die Konsequenz:
weniger Geld.

Derweil zeigen auch die
ZahlendesBundearchivs, unter
dessenDach sich die ehemalige
Stasi-Unterlagen-Behörde
mittlerweile befindet, dass das
Thema virulent bleibt. Dort gin-
genallein indiesemJahrbisEn-
de September 1243 Anfragen
auf Wiedergutmachung ein.
Seit Dezember 2019 sei es im
Übrigen so, „dass sich die zu-
ständigen Rehabilitierungsbe-
hörden öfter als zuvor mit Ersu-
chen um Mitteilung an unser
Haus wenden“, teilt ein Spre-
cher mit.

Mit Kulturstaatsministerin
Claudia Roth (Grüne) und dem
Ostbeauftragten Carsten
Schneider (SPD), sagt Dom-
browski, habees „sehrguteGe-
spräche“ über eine Verände-
rung zum Besseren gegeben.
„Aber der Justizminister inte-
ressiert sich überhaupt nicht für
das Thema. Er hat auf die Fach-
ebene verwiesen. Die Beamten
dort bleiben die gleichen. Und

leitartiKel
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Kommentar

Berlin ist gefragt
Q Die ultrarechte Regierung von Giorgia Meloni ist in Italien
gerade einmal ein paar Tage im Amt. Und schon zeigt sie, dass
sie im Umgang mit Migranten einen knallharten Kurs fahren
wird. Tagelang müssen Geflüchtete, die von privaten Ret-
tungsschiffen aus Seenot gerettet wurden, darauf warten, in
italienischen Häfen an Land gehen zu dürfen. Das ist ein schi-
kanöser Umgang mit Menschen, der eines Rechtsstaats nicht
würdig ist. Aber Italiens neuer Innenminister Matteo Piante-
dosi geht noch weiter. Er will nur Hilfsbedürftige an Land las-
sen. Der Rest soll mit den privaten Seenotrettern wieder in
internationale Gewässer zurückkehren. Das ist perfide, weil es
gegen den Grundsatz verstößt, wonach alle Schutzsuchenden
das Recht haben, einen Antrag auf Asyl stellen zu dürfen. Und
das geht nur an Land.

Doch Meloni und Piantedosi schieben das Problem einfach
weiter. Sie fordern, dass die Staaten, unter deren Flagge die
Schiffe der Seenotretter fahren, die Geflüchteten aufnehmen
sollen. Die Seenotrettung imMittelmeer, der tödlichsten See-
grenze der Welt, kann nicht funktionieren, wenn Schiffe zwi-
schen Italien und Libyen Menschen aufnehmen – und sich
dann auf den weiten Weg in einen deutschen Hafen machen
müssen. In der Zwischenzeit ertrinken andere Menschen im
Mittelmeer. Das mag der italienischen Regierung egal sein.
Der Bundesregierung sollte es das allerdings nicht. Die Am-
pelkoalition ist mit dem Ziel angetreten, dass die privaten See-
notretter imMittelmeer nicht mehr in ihrer Arbeit behindert
werden. Jetzt ist die Zeit gekommen, der Ankündigung Taten
folgen zu lassen. Wo bleibt die Initiative aus Berlin, die See-
notrettung endlich wieder zu einem gemeinsamen Anliegen
der EU-Staaten zu machen?

BerLin. Der Entschluss stehe
fest, unwiderruflich. „Ichwerde
keinerlei Begutachtung mehr
zulassen“, sagt Kerstin Seifert.
Sie fühle sich nicht nur „nicht
wahrgenommen“, sondern
„vergessen“. Dabei will sie ge-
nau das Gegenteil: als Mensch
mit einerbesonderenGeschich-
te endlich „gesehen werden“.
Doch wie im vergangenen Jahr
fünf Stunden lang Objekt einer
Gutachterin zu sein und sich
wie sooft schon schuldig zu füh-
len, ohne dass etwas dabei he-
rauskommt – nein, das will die
58-Jährige auf gar keinen Fall
noch einmal erleben.

Kerstin Seifertwurde 1964 in
Stendal geboren, wuchs in Ros-
tockaufundgerietnochalsTee-
nagerin in die Fänge des DDR-
Ministeriums für Staatssicher-
heit. So wie der 58-Jährigen
gehtes33JahrenachdemMau-
erfall immer noch Hunderten,
wenn nicht Tausenden im ver-
einigten Deutschland: Sie wur-
den inderDeutschenDemokra-
tischen Republik schikaniert,
unterdrückt, eingesperrt – aber
die Schäden, die sie unter der
Tortur davontrug, wurden nie
anerkannt.Versuche,daszuän-
dern, sind bis heute gescheitert.

Liebe, Haft, Zwangsarbeit

Es fing alles mit einer Liebe an.
Die 19-jährige Kerstin lernt
1983 in einer Diskothek in Ros-
tock-Warnemünde einen jun-
gen Westdeutschen kennen.
Die beiden treffen sich heim-
lich, schreiben einander, verän-
dern einander. Die junge Frau
tritt unter dem Einfluss des
Freundes in die katholischeKir-
che ein und bekommt zuneh-
mend Kontakt zu Menschen,
die unzufrieden sind mit den
Verhältnissen im real existie-
renden Sozialismus.

Bald nimmt die Stasi Kerstin
Seifert, die an der Universität
Rostock als Biologielaborantin
arbeitet, ins Visier. Sie soll eine
Freundin ausspionieren. Später
wird sie zu Verhören geholt,
man nimmt ihr den Ausweis
weg, sodass sie ihren Wohnort
nicht mehr verlassen darf, um
sich mit ihrem Freund zu tref-
fen. 1984 stellt Seifert einen
Ausreiseantrag, schreibt Be-
schwerden, auch anStaats- und
Parteichef Erich Honecker, in

VoN Markus decker

Ort des Schreckens: 1984 saß Kerstin Seifert im Frauengefängnis im thüringischen Hohenleuben ein. Hier musste sie auch Zwangsarbeit verrichten. foto: MartiN schutt/dpa
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Verraten
vom Staat –
zweimal

die rostockerin kerstin seifert kam 1985 in
der ddr aus politischen gründen in haft.
heute lebt sie in Bonn und findet dort

wenig Verständnis für ihre geschichte. um
eine entschädigung kämpft die

alleinerziehende Mutter von zwei söhnen
noch immer. ein deutsches schicksal.

Mittwoch, 9. November 2022oberhessische presse12 BLICKPUNKT Mittwoch, 9. November 2022 oberhessische presse 13BLICKPUNKT

Dieses Dokument ist lizenziert für Systemkennung für Basisaccounts, u352097a.
Alle Rechte vorbehalten. © Oberhessische Presse.  Download vom 09.11.2022 21:58 von genios.genios.de.


